






10 Jahre später lud die AG Stol -
perstein zu einem Diskussionsabend 
mit Gerhard Hoch ein . Er informierte 
über die Vorgänge in den 1990er 
Jahren auf dem Friedhof und forder-
te die Anwesenden auf, sich für die 
Wiederherstellung der Gräber einzu-
setzen.

Im Jahr 2009 veranstaltete die 
AG Stolperstein einen Stadtrundgang 
mit einer Station auf dem Friedhof. 
Dort informierte Gerhard Hoch die 
ca. 70 Teilnehmer über die Geschich-
te der Zwangsarbeitergräber. Einige 
Rundgangsteilnehmer*innen waren 
emotional sehr berührt . Sie fertig-
ten eine provisorische Holztafel mit 
einem Informationstext über die ge-
storbenen Zwangsarbeiter*innen an, 
die in den darauf folgenden Tagen auf 
dem Gräberfeld aufgestellt wurde. 
Gleichze i t ig  begann d ie  AG Sto lper-
ste in  mit  der  Fr iedhofsverwaltung , 
der  Evangelischen Kirche und der 
Stadtverwaltung über  d ie  Aufste l -
lung e iner  Gedenk tafe l  zu verhan -
deln .  Nach anfänglicher Ablehnung 
durch den Kirchenvorstand konnte 
die AG Stolperstein 2014 endlich eine 
blaue Email le-Gedenktafel auf dem 
Gräberfeld aufstellen und im Rahmen 
einer öffentl ich gut besuchten Veran-
staltung einweihen.

Mit  ihr  so l l  d ie  Er innerung an 
die Zwangsarbeiter*innen und deren 

Kinder und an die verantworliche Tä-
terschaft erhalten bleiben. 

In den darauffolgenden Jahren be-
schäftigte die AG Stolperstein sich 
mit der Wiederkenntlichmachung der 
Zwangsarbeiter*innengräber durch 
das Aufstellen neuer Grabsteine . 
Unterstützung dafür gab es zunächst 
nur vom Archäologischen Landesamt, 
das im Verlauf dieser Verhandlungen 

6 der Gräber, die bis dahin noch kei -
nen Schutzstatus hatten, unter Denk-
malschutz stellen lies. 

Das Kieler Innenministerium gab 
dann, nach anfänglichem Zögern , 
der Grabsteinaufstellung unter der 
Auflage, dass dem Ministerium kei -
ne Kosten entstehen dürfen , seine 
Zustimmung. Am 13.10.2016 konnte 
die AG Stolperstein die Einweihung 
des Gräberfelds mit 12 neuen Grab-
steinen vornehmen. Die Steine wur-
den mit Spenden von örtl ichen Par-
teien , Organisationen, Unterneh-
men und Privatpersonen finanziert .

Die Verantwortl ichen der Stadt-
verwaltung kooperierten positiv, in-
dem sie im Stadtgebiet Hinweisschil -
der „Gedenkstätte Zwangsarbeiter“ 
montieren l ießen.



F ür die Zwangsarbeiter*innen, die 
den Krieg und die Sklavenarbeit , 

oft  traumatiesiert und krank ,  über-
lebt hatten ,  war es zunächst wich-
t ig ,  zurück in ihre Heimatländer zu 
kommen. Danach folgte ein langer 
steiniger Weg , um die Forderung 
nach Anerkennung als NS-Opfer und 
somit eine Entschädigung für die 
ver lorenen Jahre durchzusetzen .

Es sol l te noch 55 Jahre dauern 
bis die Nutznießer der mi l l ionenfa-
chen Zwangsarbeit  – insbesondere 
die deutsche Industr ie ,  aber auch 
der deutsche Staat selbst mit den 
öffentlichen Betrieben wie Bahn, Post 
und andere kommunale Unterneh-
men – bereit waren, Entschädigungs-
zahlungen an die bis dahin nur noch 

geringe Anzahl an Überlebenden zu 
zahlen .

Nur sehr wenige Unternehmen 
haben bis zum Jahre 2000 Entschä-
digungszahlungen für Zwangsarbei -
ter*innen geleistet ;  und dies meist 
auch nur auf Grund von pol it ischem 
Druck aus dem Ausland. Insbesonde-
re  d i e  ehema l igen  Zwangs a rbe i -
ter*innen aus Osteuropa waren bis 
zum Jahre 2000 noch n icht  ent -
schädigt .

Mit  Be ih i l fe  durch d ie  versch ie -
denen Bundesregierungen ist  es 
den deutschen Wir tschaftsverbän-
den jahrzehntelang gelungen , fast 
al le gericht l ich erhobenen Ent -
schädgungsforderungen abzuweh-
ren . Weder die „Entschl ießung des 

„Billig davongekommen“



Europä ischen Par lamentes  zu Ent-
schädigungsleistungen für ehemalige 
Sklavenarbeiter der deutschen Indus-
trie“ vom 16. Januar 1986, noch die 
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 13. Mai 1996, wonach 
entgegen der jahrelang vertretenen 
Regierungsauffassung individuelle 
Entschädigungsforderungen sehr wohl 
gegen den deutschen Staat und gegen 
deutsche Unternehmen gerichtet wer-
den können, haben Bundesregierung 
und Unternehmen veranlasst , ihre 
Verweigerungshaltung aufzugeben.

Nicht aus eigener Einsicht , son-
dern erst vor dem Hintergrund neuer 
gerichtlicher Klagen, vor allem aber 
wegen der in den USA eingeleiteten 
Sammelklagen sowie wirtschaftlicher 
Boykottdrohungen der US-Regierung, 
haben sich deutsche Konzerne, Ban-
ken und Versicherungen endlich bereit 
erklärt , Entschädigungsleistungen zu 
zahlen, um die sich abzeichnenden 
milliardenschweren wirtschaftlichen 
Einbußen auf nordamerikanischen Ab-
satzmärkten zu vermeiden.

Mit dem Regierungswechsel nach 
der Bundestagswahl von 1998 be-
schleunigte die neue rot-grüne Regie-
rung das Projekt . Der damalige Bun-
deskanzler Gerhard Schröder sah sich 
gezwungen, die Angelegenheit , wie 
zuvor bereits der US-Präsident Bill 
Clinton, auf Regierungsebene zu he-
ben. In den Koalitionsvereinbarungen 
der neuen Bundesregierung wurde 
festgelegt:
„Die neue Bundesregierung wird 
[.. .] unter BeteiIigung der deutschen 
Industrie eine Bundestiftung ‚Entschä-
digung für NS-Zwangsarbeit ‘ auf den 
Weg bringen.“

Im August 2000 trat das Gesetz 
zur Err ichtung der St i ftung „Er inne-
rung , Verantwortung und Zukunft“ 
in Kraft .

Das große Feilschen

Nach schwierigen Verhandlungen 
über die Höhe der Entschädigungs-
gelder und um künftige Rechtssicher-
heit  für deutschen Unternehmen , 
erklärte s ich die Bundesregierung 
bereit ,  5 Mil l iarden D -Mark zu zah-
len .  Die selbe Summe sol lten die 

Wirtschaftsunternehmen zur Verfü-
gung stellen . Es folgten eineinhalb 
Jahre zähen Ringens . Georg Heu-
berger, deutscher Repräsentant der 
Jewish Claims Conference (JCC), die 
die ehemaligen Zwangsarbeiter*in-
nen am Verhandlungstisch vertrat , 

erinnert sich in einem Interview an 
das „große Feilschen“: „Da musste 
jedes Zugeständnis  abgerungen 
werden. Es war nicht so , dass die 
Wirtschaft gesagt hätte: Hurra, jetzt 
dürfen wir endlich unsere Zwangsar-
beiter entschädigen – eher im Ge-
genteil .“

Unterm Strich kamen 10 Mil l iar-
den D -Mark (5,2 Mrd. Euro) heraus . 
Dies war nur ein Bruchteil der tat-
sächlich von den Zwangsarbeiter*in-
nen erwirtschaften 180 Mil l iarden 
DM Entschädigungsansprüchen, die 
in einem Gutachten aus dem Jahre 
1999 ermittelt wurden. 

Rund 6000 deutsche Unterneh-
men beteil igten sich an dem Stif-
tungsfonds , wodurch ihnen vollstän-
diger Rechtschutz vor zukünft igen 
Entschädigungsklagen garantiert 
und die steuerl iche Absetzbarkeit 
durch das Stiftungskonzept „ermög-
licht“ wurden.

Dennoch war der Weg von der 
ersten bis zur letzten Auszahlung 
schwierig: Um als ehemalige Zwangs-
arbeiter*innen Entschädigungen, er-
halten zu können, mussten er oder 
sie zahlreiche Bedingungen erfüllen , 
wie z. B. die Vorlage eines schriftl i -



chen Nachweises über die geleiste-
te Zwangsarbeit . Dies war in vie-
len Fällen nach so vielen Jahren oft 
nicht mehr möglich . 

Außerdem wurden die deut-
schen Behörden wegen langer Bear-
beitungszeiten international krit i -
siert . Immer wieder wurde betont , 
die Zeit laufe wegen des hohen 
Alters der Berechtigten davon.

Von den ursprünglich über 15 
Mil l ionen Zwangsarbeiter*innen 
konnten daher nur 2,3 Mil l ionen 
einen Entschädigungsantrag stell -
ten . Nur 1.659.132 Anträge wurden 
positv beschieden.

Am 15. Juni 2001 wurde mit der
Auszahlung an d ie  noch lebenden 

„anerkannten“Zwangsarbeiter*innen
begonnen. 

Für  Zwangsarbei ter * innen in 
Haushalten und der  Landwir tschaft 
war überhaupt keine Entschädigung 
vorgesehen; wo sie Leistungen er-
hielten , wurden diese von den Ent-
schädigungsgeldern anderer Opfer-
gruppen abgezogen. Zahlungen an 
Kr iegsgefangene waren genere l l 
ausgeschlossen .

Die Auszahlungssummen waren 
gestaffelt nach Art und Dauer der 
Zwangsarbeit , die verrichtet werden 
musste . Die 1.659.132 „Leistungsbe-
rechtigten” erhielten Einmalzahlun-
gen von 5.000 DM (2.556 Euro) bis 
zu 15.000 DM (7.669 Euro) .

Am 12. Juni 2007 wurde die 
Zahlung der Entschädigungen an 
NS-Zwangsarbeiter*innen offiziel l 
beendet .  Von den „gest ifteten” 
5,2 mil l iarden Euro wurden ca. 4,4 
mil l iarden Euro an die Zwangsar-
beiter*innen ausgezahlt . Mit der 
Differenz wurden die Verwaltungs-
kosten und Partnerschaftsprojekte 
in Europa und Israel f inanziert .

Die Bilanz für die Opfer ist zwie-
spältig : Polit isch wurden s ie  zwar 
a ls  Opfer  anerkannt ,  materiel l 
haben sie aber nur einen Bruchtei l 
dessen erhalten ,  was ihnen zuge-
standen hätte .  Die meisten gegen 
leer aus .
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